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"%%���Verordnung: Zweite Ergänzung der Liste der multilateralen Entwicklungsbanken
"%&���Verordnung: 1. Änderung der Verordnung über Lizenzen für Marktordnungswaren
"%'���Verordnung: 4. Änderung der Milch-Garantiemengen-Verordnung
"%(���Verordnung: Änderung der Verordnung über den Betrieb von Dampfkesseln und Wärme-

kraftmaschinen

"%%��Verordnung des Bundesministers für Finanzen über die zweite Ergänzung der Liste
der multilateralen Entwicklungsbanken

Auf Grund des § 22 Abs. 10 Z 3 des Bankwesengesetzes (BWG), BGBl. Nr. 532/1993, zuletzt ge-
ändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 383/1995, wird verordnet:

In der Anlage 3 zu § 22 BWG wird in der Z 10 der Punkt durch einen Strichpunkt ersetzt; folgende
Z 11 wird angefügt:

„11. Interamerikanische Investitionsgesellschaft.“

Klima

"%&��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur 1. Änderung
der Verordnung über Lizenzen für Marktordnungswaren

Auf Grund des § 110 Abs. 4 Z 1 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, in der Fassung
BGBl. Nr. 298/1995 wird verordnet:

Die Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft über Lizenzen für Marktord-
nungswaren, BGBl. Nr. 1022/1994, wird wie folgt geändert:

Nach § 6 wird folgender § 6 a eingefügt:

„Zusätzliche Nachweise

§ 6a. Als zusätzlicher Nachweis zur Erfüllung der Hauptpflicht für die Freigabe der Sicherheiten bei
Anwendung des Art. 31 Abs. 2 lit. a der Verordnung (EWG) Nr. 3719/88 ist anzusehen:

1. Das Exemplar 3 der zollamtlichen Ausfuhranmeldung mit dem Vermerk der Ausgangszollstelle
über die Bescheinigung des Ausganges aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft oder

2. im Fall der Bahnverfrachtung im Rahmen eines durchgehenden Beförderungsvertrages das Ex-
emplar 3 der zollamtlichen Ausfuhranmeldung mit dem Vermerk der Österreichischen Bundes-
bahnen über die Bescheinigung des Ausganges aus dem Zollgebiet der Gemeinschaft.“

Molterer

"%'��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur 4. Änderung
der Milch-Garantiemengen-Verordnung

Auf Grund der §§ 101 und 105 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert
durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995 (MOG), wird verordnet:

Die Milch-Garantiemengen-Verordnung, BGBl. Nr. 225/1995, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 189/1996, wird wie folgt geändert:
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1. § 18 Abs. 3 lautet:

„(3) Bei Zuteilung der endgültigen Referenzmenge auf Grund des tatsächlichen Ausmaßes der An-
lieferung ist die Anlieferung jenes Zwölf-Monatszeitraums heranzuziehen, in dem die höhere Anlieferung
erfolgt ist.“

2. § 18a Abs. 2 lautet:

„(2) Anträge auf Zuteilung einer Anlieferungs-Referenzmenge sind bis 11. Juni 1996 im Wege des
zuständigen Abnehmers bei der AMA mittels eines von der AMA aufgelegten Formblatts einzubringen.“

3. § 18b Abs. 1 zweiter Satz lautet:
„Für den repräsentativen Fettgehalt ist ausschließlich der gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 oder Z 2 der Milch-
Referenzmengen-Zuteilungsverordnung, BGBl. Nr. 226/1995, in der Fassung BGBl. Nr. 858/1995 er-
mittelte Fettgehalt heranzuziehen.“

4. § 18c Abs. 5 lautet:

„(5) Der repräsentative Fettgehalt
1. bleibt im Falle einer zusätzlichen Zuteilung zu einer bereits mitgeteilten Anlieferungs-

Referenzmenge unverändert,
2. entspricht im Falle einer gänzlichen Neuzuteilung einer Anlieferungs-Referenzmenge gemäß

Abs. 1 dem durchschnittlichen Fettgehalt der im Zwölf-Monatszeitraum 1996/97 gelieferten
Milch.“

5. Nach § 30 Abs. 1 wird folgender Abs. 1a eingefügt:

„(1a) Abweichend von Abs. 1 können im Zwölf-Monatszeitraum 1995/96 nicht genutzte Direktver-
kaufs-Referenzmengen auch Milcherzeugern ohne zugeteilte Direktverkaufs-Referenzmenge gemäß
Art. 2 der Verordnung (EWG) Nr. 3950/92 zugewiesen werden, soweit eine entsprechende Meldung nach
Abs. 1 erfolgt ist.“

Molterer

"%(��Verordnung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten, mit der die
Verordnung über den Betrieb von Dampfkesseln und Wärmekraftmaschinen geändert

wird
Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Dampfkesselbetriebsgesetzes – DKBG, BGBl. Nr. 212/1992, wird im

Einvernehmen mit dem Bundesminister für öffentliche Wirtschaft und Verkehr verordnet:

I. Die Verordnung über den Betrieb von Dampfkesseln und Wärmekraftmaschinen, BGBl.
Nr. 735/1993, erhält folgenden Kurztitel: „Dampfkesselbetriebsverordnung – DKBV“.

II. Die Dampfkesselbetriebsverordnung – DKBV wird wie folgt geändert:

1. § 2 lautet:

„Praktische Verwendung
§ 2. (1) Die praktische Verwendung gemäß § 3 Abs. 3 DKBG ist vom Betriebswärterkandidaten in

der Regel ohne Unterbrechung zu absolvieren. Sie kann bei besonderen betrieblichen Erfordernissen in
zwei Teilabschnitten absolviert werden, wenn der letzte Teilabschnitt nicht länger als ein Jahr zurück-
liegt.

(2) Im Rahmen der praktischen Verwendung ist der Betriebswärterkandidat mit der Funktion und
Betriebsweise jener Dampfkessel- und Wärmekraftmaschinenarten, für die er die Wartungsbefugnis an-
strebt, vertraut zu machen. Er muß zumindest:

1. alle Betriebsarten sowie die Hilfseinrichtungen und deren Wirkungsweise kennenlernen und
selbständig die Bedienung übernehmen lernen,

2. Unterweisungen über das Verhalten bei kritischen Betriebszuständen und deren Abhilfe erhalten
haben und

3. über erforderliche Sicherheitsvorkehrungen unterrichtet worden sein.

(3) Für Betriebswärter von Dampfkesseln und Wärmekraftmaschinen gemäß § 10 Abs. 1 und 2
DKBG besteht die praktische Verwendung unbeschadet den Bestimmungen des § 12 aus einer Einwei-
sung in den Betrieb durch einen Betriebswärter oder Sachkundigen eines einschlägigen Fachbetriebes
(zB Hersteller-, Montage- oder Instandsetzungsfirma). Die praktische Verwendung im Sinne des Abs. 2
ist vom Einschulenden, der die Einweisung durchgeführt hat, zu bestätigen (firmenmäßige Unterzeich-
nung).
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(4) Für Betriebswärter von Dampfkesseln und Wärmekraftmaschinen, die nicht unter die Bestim-
mungen des § 10 Abs. 1 und 2 DKBG fallen und deren BWL 50 MW nicht übersteigt, beträgt die erfor-
derliche Dauer der praktischen Verwendung unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 5 und des § 12
zwei Monate. Die praktische Verwendung ist unter Aufsicht eines Betriebswärters mit einschlägiger
Befugnis durchzuführen. Die praktische Verwendung im Sinne des Abs. 2 ist vom Betreiber der Anlage
und dem einschulenden Betriebswärter zu bestätigen.

(5) Die Einschulung gemäß Abs. 2 ist für Betriebswärter gemäß Abs. 4 unabhängig von ihrer Dauer
unter der Leitung eines einschulenden Betriebswärters oder von Personen möglich, die ihre Befähigung
zur Einschulung auf andere Weise als durch ein Betriebswärterzeugnis nachgewiesen haben. Als solche
Personen können jene angesehen werden, deren Befähigung durch eine von der Hersteller-, Montage-
oder Instandsetzungsfirma des Dampfkessels oder der Wärmekraftmaschine ausgestellte Bestätigung
nachgewiesen ist. Die Einschulung muß jener des Abs. 4 gleichwertig sein. Die in Abs. 2 Z 1 bis 3 an-
geführten Tätigkeiten sind in ausreichendem Umfang durchzuführen. Vom Einschulenden ist eine detail-
lierte schriftliche Aufstellung über die Durchführung und Erfüllung dieser vorgegebenen Mindestanfor-
derungen zu erstellen. Diese Dokumentation und die Bestätigung über die praktische Verwendung ist
dem Prüfungskommissär vorzulegen. Der Prüfungskommissär bewertet die vorgelegten Unterlagen und
entscheidet danach über die Zulassung zur Prüfung. Die praktische Verwendung im Sinne des Abs. 2 ist
vom Betreiber der Anlage und dem Einschulenden zu bestätigen.

(6) Für Betriebswärter von Dampfkesseln, deren BWL 50 MW übersteigt, beträgt die erforderliche
Dauer der praktischen Verwendung vier Monate. Die praktische Verwendung ist unter Aufsicht eines
Betriebswärters mit einschlägiger Befugnis durchzuführen. Die praktische Verwendung im Sinne des
Abs. 2 ist vom Betreiber der Anlage und dem einschulenden Betriebswärter zu bestätigen.

(7) Die abschließenden Bestätigungen gemäß Abs. 4, 5 oder 6 haben dem in Anlage 1 dargestellten
Vordruck zu entsprechen.“

2. § 4 Abs. 2 erster Satz lautet:

„(2) Der schriftliche Antrag auf Zulassung zur Betriebswärterprüfung darf nur an einen Prüfungs-
kommissär gerichtet sein.“

3. § 10 Abs. 1 und 2 lauten:

„(1) Bei Wärmekraftmaschinen gemäß § 10 Abs. 1 und 2 DKBG ist die ständige Anwesenheit des
Betriebswärters dann nicht erforderlich, wenn die Wärmekraftmaschine mit Sicherheitseinrichtungen
ausgerüstet ist, deren Geber von den Gebern der Regelung unabhängig sind und die die Anlage bei ge-
fährlichen Betriebszuständen automatisch und sicher abstellen. Die Abschaltung der Anlage ist optisch
oder akustisch anzuzeigen.

(2) Die ständige Anwesenheit des Betriebswärters bei Dampfkesseln ist nicht erforderlich, wenn der
Dampfkessel den Bestimmungen der Verordnung über die Aufstellung und den Betrieb von Dampfkes-
seln – ABV, BGBl. Nr. 353/1995, entspricht oder elektrisch beheizt ist.“

4. § 11 Abs. 2 wird hinzugefügt:

„Für Dampfkessel sind diese Anforderungen jedenfalls erfüllt, wenn die Bestimmungen der ABV, An-
lage 2, eingehalten werden.“

5. Anlage 1 lautet:
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

Anlage 1

Dieses Formular dient als Beilage zum Antrag um Zulassung zur Betriebs-

wärterprüfung gemäß § 6 Dampfkesselbetriebsgesetz – DKBG, BGBl. Nr. 212/1992.

Bestätigung über die praktische Verwendung

Prüfungskandidat

Name

........................................................................................................................................................................
Geburtsdatum, Geburtsort

........................................................................................................................................................................

Praktische Verwendung

Zeitraum der praktischen Verwendung

........................................................................................................................................................................
Beaufsichtigt und bedient wurde

........................................................................................................................................................................
bei

........................................................................................................................................................................

Einschulender

Name

........................................................................................................................................................................
Befähigungsnachweis

........................................................................................................................................................................
Ausgestellt von

........................................................................................................................................................................

Der Kandidat hat unter Aufsicht des Einschulenden den/die oben angeführte(n) Dampf-
kessel/Wärmekraftmaschine bedient und beaufsichtigt und die hiefür erforderlichen
praktischen Fertigkeiten und Kenntnisse erworben. Der Kandidat hat sich für diesen
Dienst als verläßlich sowie geistig und körperlich geeignet erwiesen.

.............................................................................. .............................................................................
Unterschrift des Einschulenden Firmenmäßige Fertigung

Ditz


